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6.2.8.2. Flanschverbindungen: Flanschverbindungen dürfen nur verwendet werden, wenn sie ver-
fahrenstechnisch, sicherheitstechnisch oder für die Instandhaltung notwendig sind. Für 
diesen Fall sind technisch dichte Flanschverbindungen, deren Einhaltung einer spezifi-
schen Leckagerate von 10-5 kPa x 1/(s*m) ist durch Bauartprüfung entsprechend der 
Richtlinie VDI 2440 (Ausgabe November 2000) nachgewiesen ist, zu verwenden.  
Für Dichtungsauswahl und Auslegung der Flanschverbindungen sind Dichtungskennwerte 
nach DIN EN 13555; Version 2014-07 oder DIN EN 1591-2 Version 2008-09 zugrunde zu 
legen. 
Um Leckagen weitgehend zu verhindern, sind Flanschverbindungen auf die technisch un-
bedingt notwendige Anzahl zu reduzieren.  
 

6.2.8.3. Absperrorgane: Zur Abdichtung von Spindeldurchführungen von Absperr- oder Regelor-
ganen, wie Ventile oder Schieber, sind hochwertig abgedichtete metallische Faltenbälge 
mit nachgeschalteter Sicherheitsstopfbuchse oder gleichwertige Dichtsysteme zu verwen-
den. 
Dichtsysteme sind als gleichwertig anzusehen, wenn im Nachweisverfahren entsprechend 
Richtlinie VDI 2440 (Ausgabe November 2000) die temperaturspezifischen Leckageraten 
eingehalten werden. 
 

6.2.8.4. Probenahmestellen: Probenahmestellen sind so zu kapseln oder mit solchen Absperrar-
maturen zu versehen, dass außer bei der Probenahme keine Emissionen auftreten; bei 
der Probenahme ist der Vorlauf zurückzuführen oder vollständig aufzufangen. 
 

6.2.9. Flansche, Regelventile und Absperrorgane wie Ventile und Schieber sowie die eingesetzten 
Pumpen sind pro Schicht im Rahmen des dokumentierten Kontrollgangs auf Dichtheit zu 
überprüfen. Festgestellte Mängel sind unverzüglich zu beheben. Über die Prüf- und War-
tungstätigkeiten sowie die durchgeführten Reparaturen / Mängelbehebungen sind Be-
triebsaufzeichnungen zu führen. 
 

6.2.10. Anforderungen nach Nr. 5.2.6 TA Luft: Beim Verarbeiten, Fördern, Umfüllen oder Lagern 
der unter Nr. 6.2.8 dieses Bescheids genannten Medien ist für die eingesetzten Pumpen, 
Dichtungen, Absperrorgane etc. die Eignung durch Herstellernachweis zu erbringen. Die 
Nachweise sind dem Landratsamt München auf Verlangen vorzulegen. 
 
 

6.3. Allgemeiner Gefahrenschutz (Anlagensicherheit) und Störfall-Verordnung 
 

6.3.1. Für alle Anlagenteile sind die Bestimmungen anderer Rechtsvorschriften (z.B. Spreng-
stoffgesetz, Produktsicherheitsgesetz, Arbeitsschutzgesetz, Betriebssicherheitsverord-
nung - BetrSichV, WHG mit AwSV3, Sicherheitsanlagen-Prüfverordnung) einzuhalten. Die 
Einhaltung der erforderlichen Schutzmaßnahmen ist bei den erstmaligen und wiederkeh-
renden Prüfungen je nach Gefahrenpotenzial durch Sachverständige bzw. befähigte Per-
sonen nachzuweisen. 
 

6.3.2. Aus den HAZOP-Sitzungen sich ergebende Vor-Start-Maßnahmen sind bis zur Inbetrieb-
nahme der jeweiligen Anlage und des Prozesses umzusetzen. 
 

6.3.3. Es liegt ein Sicherheitsbericht für den Betriebsbereich vor. Gemäß § 9 Abs. 5 der Störfall-
Verordnung hat der Betreiber den Sicherheitsbericht sowie das Konzept zur Verhinderung 
von Störfällen und das Sicherheitsmanagementsystem bei einer sicherheitsrelevanten Än-
derung des Betriebsbereiches zu überprüfen und ggf. zu aktualisieren. Die Änderungen in 
der Anlage sind bei der nächsten Aktualisierung mit aufzunehmen. 
 

                                                
3 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) 
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Stellungnahmen – teilweise mit Auflagenvorschlägen – eingegangen:  
 
Im Beteiligungsverfahren äußerten sich im Einzelnen zustimmend: 
- Gewerbeaufsichtsamt bei der Regierung von Oberbayern (16.05.2018) 
- Fachberater für den Brand- und Katastrophenschutz, Regierung von Oberbayern  
   (15.05.2018) 
- Wasserwirtschaftsamt München (15.05.2018) 
- Fachbereich 4.2.1 – Brand- und Katastrophenschutz (02.05.2018) 
- Referat 4.1 – Bauen (25.07., 16.08.2018 und 14.06.2019) 
- Fachbereich 4.4.2 Wasserrecht und Wasserwirtschaft (26.06.2016) 
- Fachbereich 4.1.3 – Kreisbrandinspektion, Einsatzvorbeugung (17.05.2018) 
- Fachbereich 4.4.1, Umweltschutzingenieurin (Schreiben vom 14.11.2019) 
 
Die Gemeinde Pullach i. Isartal hat mit Beschluss vom 09.07.2018 das Einvernehmen er-
teilt. 

 
 Mit Bescheid vom 22.08.2018 wurde der vorzeitige Beginn der Änderung der Anlage  

durch die Errichtung bzw. Ausführung der im Projekt „Phönix II,  beantragten 
Änderungen wie beantragt zugelassen, einschließlich der Maßnahmen, die zur Prüfung der 
Betriebstüchtigkeit der geänderten Anlage bzw. Anlagenteile erforderlich sind. 
 
Die Firma United Initiators GmbH wurde vor Erlass dieses Bescheides angehört; zuletzt mit 
Mitteilung vom 23.08.2019 bzw. telefonischer Abstimmung am 18.12.2019 stimmte der An-
tragsteller dem Bescheidsentwurf zu. 

 
 
II. 

 
1.  Das Landratsamt München ist für den Erlass dieses Bescheides sachlich und örtlich zustän-

dig (Art. 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 1 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes - BayIm-
SchG; Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes - BayVwVfG). 

 
2. Formelle Rechtslage 

 
2.1 Die Firma United Initiators GmbH beabsichtigt die Änderung der bestehenden Anlage  

Bei dieser Anlage handelt es sich nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 1 Abs. 1 und Nr. 
4.1.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV um eine immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftige Anlage. Das beantragte Vorhaben „Wesentliche Änderung der Anlage  durch 
das Projekt Phönix II,  bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 1 Abs. 1 i.V.m. Nr. 4.1.2 des Anhangs 1 der 4. 
BImSchV.  
 

2.2 Das Genehmigungsverfahren erstreckt sich auf alle Anlagenteile und Verfahrensschritte, die 
zum Betrieb der Anlage notwendig sind, sowie auf die dazugehörigen umweltrelevanten Ne-
beneinrichten (§ 1 Abs. 2 der 4. BImSchV).  
Gleiches gilt für die Änderungen der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes dieser An-
lage, wenn durch die Änderung nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden können und 
diese für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 BImSchG erheblich sein können (§ 16 Abs. 1 Satz 1 
BImSchG). 
 
Die beantragte Änderung stellt gegenüber der ursprünglich genehmigten Anlage eine we-
sentliche Änderung dar, da durch das Vorhaben nachteilige Auswirkungen hervorgerufen 
werden können, die nicht als offensichtlich gering eingestuft und damit erheblich im Sinne 
von § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sein können. 
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2.3 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt andere, die Anlage betreffende be-
hördliche Entscheidungen ein, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen (bauauf-
sichtliche Genehmigung) und Erlaubnisse mit Ausnahme von u. a. wasserrechtlichen Erlaub-
nissen und Bewilligungen nach § 8 WHG (§ 13 BImSchG). 
 

2.4 Gemäß § 16 Abs. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 3 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 lit. a der 
4. BImSchV war hier ein förmliches Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG und der 
9. BImSchV5 durchzuführen mit Öffentlichkeitsbeteiligung (die Anlage ist in Spalte c des An-
hangs 1 der 4. BImSchV mit dem Buchstaben „G“ gekennzeichnet). 
 
Die Antragsunterlagen wurden in der Zeit vom 22.06. bis 23.07.2018 zur Einsichtnahme aus-
gelegt. Einwendungen wurden nicht erhoben. 
 

2.4 Gemäß Nr. 4.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeit (UVPG) war eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 3 UVPG i.V.m. § 1 Abs. 3 der Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) durchzuführen. Diese allgemeine Vorprü-
fung hat ergeben, dass die beantragte Änderung keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben kann, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. Eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung war entsprechend nicht durchzuführen.  

  
 Die öffentliche Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG erfolgte im Amtsblatt Nr. 27 / 2018 

des Landkreises München am 06.09.2018. 
 

3. Materielle Rechtslage 
 

3.1 Änderungsgenehmigung 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens hatte das Landratsamt München zu prüfen, ob die 
geänderte Anlage so errichtet und betrieben wird, dass zur Gewährleistung eines hohen  
Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 

 
- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und er-

hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgeru-
fen werden können; 

- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 

- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende 
Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden. Abfälle 
sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht zu-
mutbar ist. Die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswir-
kungen führt als die Verwertung. Die Verwertung und Beseitigung von Abfällen erfolgt 
nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und den sonstigen für 
die Abfälle geltenden Vorschriften; 

- Energie sparsam verwendet wird; 
- andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errich-

tung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§ 6 i.V.m. § 5 Abs. 1 BIm-
SchG). 

 
 Zu diesen Fragen gaben gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG die vorstehend angegebenen Fach-

stellen und Fachbehörden (s. Nr. I.3 dieses Bescheides) jeweils eine Stellungnahme bezüg-
lich ihres Aufgabenbereiches ab. Nach Äußerung dieser Stellen wurde vom Landratsamt 
München festgestellt, dass die Genehmigungsvoraussetzungen gegeben sind, wenn be-
stimmte Anforderungen bei Errichtung und Betrieb der geänderten Anlage eingehalten wer-
den. Diese Anforderungen schlagen sich in den Nebenbestimmungen unter Nrn. 4 und 6 des 

                                                
5 Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren) 
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3.5 Der Widerruf von bereits ergangenen Nebenbestimmungen unter Nr. 7 des Tenors dieses 
Bescheides stützt sich auf Art. 49 Abs. 1 BayVwVfG. Der betroffene rechtmäßige Bescheid 
wäre teilweise in Bezug auf die Nebenbestimmungen auf Grund nachträglich eingetretener 
Tatsachen so nicht erlassen worden. 
 

4.  Kosten 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 und Art. 6 des Kostengeset-
zes (KG) i.V.m. Tarif-Nrn. 2.I.1/1.24.1.1.1, 1.24.1.2.2.2, 8.II.0/1.8.2.1, 8.II.0/1.1.1.2, 
8.II.0/1.3.1, 8.II.0/1.3.2 des Kostenverzeichnisses (KVz).  

  
 Die Auslagen in Höhe von 594,00 € für die Prüfung des Antrags durch das Gewerbeauf-

sichtsamt bei der Regierung von Oberbayern und 3,07 € für die Zustellung dieses Bescheids 
werden auf Grund von Art. 10 Abs. 1 Nr. 5 und Nr. 2 KG erhoben. 

  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen6 Form. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftli-
cher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 
 
Häring       

                                                
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

 
6 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bay-
erischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig. 




